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NIEDERSCHRIFT 
 

aufgenommen am 20. September 2024 im Gemeindeamt Frankenau-Unterpullendorf, Fran-
kenau 108, anlässlich der Sitzung des Gemeinderates. 
 

Anwesend: 
 

ÖVP-Fraktion: 
 

Maga. Julia KRIZMANITS Dominik VLASICH Maga. Sandra HEISZ 
Karl HORVATH Thomas SIMON Daniel MERSITS 
Ing. Karl KERESZTESI Alexandra KRÖPFL (EGR)  

 
SPÖ-Fraktion: 
 

Bgm. Paul FERCSAK Manuela FERCSAK, MA Michael FAZEKAS 
DI Thomas SCHREINER Manfred CSENAR Marianne BLAZOVICH (EGR) 
   

 
MIT: 
 

Luka LASSALLE- 
ZEICHMANN 

Philip JURANICH, MA  

 
FBL: 
 

Vinzenz MÖRK Johannes FORSICH  
 
und als Schriftführer GOA DI Erich FAZEKAS 
 

Ebenfalls anwesend:   
 

Abwesend und entschuldigt:  Vbgmin. Angelika MILEDER,  Maga. Jennifer RADNASICH, 
Stefan HORVATH 

 

Abwesend und unentschuldigt:  
 
Die Sitzung wird um 19.30 Uhr eröffnet. Der Vorsitzende begrüßt die anwesenden Gemeinde-
ratsmitglieder und stellt die gesetzmäßige Einberufung des Gemeinderates fest.  
 
Mit der Beglaubigung der Niederschrift werden die Gemeinderäte Mag. Sandra HEISZ und Ma-
rianne BLAZOVICH betraut. 
 
Vor Eingang in die Tagesordnung stellt der Vorsitzende den Antrag folgenden Tagesordnungs-
punkt nachträglich auf die Tagesordnung zu setzen: 
 

• Erlassung einer Verordnung für die Parkraumbewirtschaftung in der Bahngasse in 
Unterpullendorf 

 
Aufgrund fehlender Einstimmigkeit (siehe dazu § 28 Abs. 2 Bgld GemO) wird dieser Punkt nicht 
auf die Tagesordnung genommen. 
 
Anschließend erfolgt der Übergang zur 
 

T A G E S O R D N U N G 
 
1. Genehmigung des Protokolls der vorangegangenen Gemeinderatssitzung 
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2. Auflösung der Verein zur Erhaltung und Erneuerung der Infrastruktur der Gemeinde 
Frankenau-Unterpullendorf und Co Kommanditgesellschaft – Fassung der dafür 
notwendigen Beschlüsse 

a) Beschluss über die Aufgabenrückübertragung am Feuerwehrgebäude 

b) Beschluss des Rückübertragungsvertrages 

c) Beschluss über die Auflösung der Infrastruktur KG 

3. Schulsachaufwand für das Jahr 2023 NMS Oberpullendorf – Bericht Urteil des LVWG 

4. Überlassung des ehem. Schulgebäudes in Unterpullendorf der Caritas der Diözese 
Eisenstadt – weitere Vorgehensweise 

5. Abänderung des Beschlusses vom 15.03.2024 zur Förderung des Top-Jugendtickets für 
alle schulpflichtigen Kinder 

6. Änderungen in der Kindebetreuung durch die Novellierung 2024 des Burgenländischen 
Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes: Bericht 

7. Ansuchen um Förderung für die Errichtung eines Cafés mit Bäckerei & Lounge: Bericht 
8. Verkauf des Grundstückes Nr. 613/1, KG Unterpullendorf an die OSG – Oberwarter 

Siedlungsgenossenschaft: Beschlussfassung 

9. Kündigung des Vertrages mit Cities App: Beschlussfassung 

10. Projekte und Vorhaben im Rahmen der im kommenden Jahr stattfindenden 800-
Jahrfeierlichkeiten: Bericht 

11. Bericht über die Prüfungen der Gemeindegebarung durch den Prüfungsausschuss am 
20.06.2024 und 18.09.2024 

12. Evaluierung Mittagessensförderung der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf (Antrag 
ÖVP-Fraktion gem. § 38 Abs. 4 Bgld GemO) 

13. Entschädigung für die Ableitung der auf der Landesstraße anfallenden Oberflächenwässer 
in den Gemeindekanal (Antrag ÖVP-Fraktion gem. § 38 Abs. 4 Bgld GemO) 

14. Allfälliges 

 
1. Genehmigung des Protokolls der vorangegangenen Gemeinderatssitzung 

 
Das Protokoll der Gemeinderatssitzung vom 14.06.2024 wird einstimmig zur Kenntnis genom-
men und vom Vorsitzenden für genehmigt erklärt. 
 

2. Auflösung der Verein zur Erhaltung und Erneuerung der Infrastruktur der Ge-
meinde Frankenau-Unterpullendorf und Co Kommanditgesellschaft – Fassung 
der dafür notwendigen Beschlüsse 

a) Beschluss über die Aufgabenrückübertragung am Feuerwehrgebäude 
b) Beschluss des Rückübertragungsvertrages 
c) Beschluss über die Auflösung der Infrastruktur KG 

 
Der Vorsitzende berichtet zu diesem TO-Punkt, dass die für die Errichtung des FW-Hauses 
Frankenau gegründete Infrastruktur KG aufgelöst werden kann. Dies deshalb, da die finanziel-
len Vorteile nicht mehr gegeben sind und auch steuerlich keine Nachteile bestehen würden. Pa-
rallel dazu wurden im Beirat der Infrastruktur KG ebenfalls die für die Auflösung der Infrastruktur 
KG notwendigen Beschlüsse gefasst. 
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Über Antrag des Bürgermeisters wird einstimmig (18:0) wie folgt beschlossen: 
 

Beschluss 
 

1. Aufgabenrückübertragung Feuerwehrgebäude 
„Der Beschluss vom 19.12.2008 über die Auftrags- und Aufgabenübertragung der Er-
richtung und laufenden Instandhaltung eines Feuerwehrgebäudes sowie dessen An-
mietung, wird unter Berücksichtigung der Adaptierung des Artikel 34 Budgetbegleitge-
setz 2001 hinsichtlich der Rückabwicklung von Ausgliederungen und Aufgabenüber-
tragungen entsprechend abgeändert. Der Gemeinderat der Gemeinde Frankenau-Un-
terpullendorf beschließt die Aufgabenübertragung der Errichtung eines Feuerwehrge-
bäudes und die laufende Instandhaltung dieses Gebäudes rückgängig zu machen 
und auf die Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf rück zu übertragen. 
 

2. Beschluss Auflösung Infrastruktur KG / Übernahme Darlehen 
Gleichzeitig wird die Auflösung der Infrastruktur KG beschlossen, wobei das Darlehen 
von der Infrastruktur KG an die Gemeinde übertragen wird. 
 

3.  
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3. Schulsachaufwand für das Jahr 2023 NMS Oberpullendorf – Bericht Urteil des 

LVWG 
 
Der Bürgermeister informiert die anwesenden Gemeinderatsmitglieder, dass der Bescheid über 
die Vorschreibung des Schulsachaufwandes für die NMS Oberpullendorf für das Jahr 2023 be-
einsprucht wurde. Begründet wurde der Einspruch damit, dass auch für die von der Caritas in 
der ehemaligen Volksschule in Unterpullendorf untergebrachten ukrainischen Kinder der 
Schulsachaufwand zu bezahlen ist. Der Einspruch gegen den Bescheid wurde ans Landesver-
waltungsgericht zur Entscheidung weitergeleitet. Das LVWG hat dem Einspruch der Gemeinde 
nicht stattgegeben. Somit ist der Schulsachaufwand auch für die ukrainischen Schüler zu zah-
len. 
 
 

4. Überlassung des ehem. Schulgebäudes in Unterpullendorf der Caritas der Diö-
zese Eisenstadt – weitere Vorgehensweise 

 
Der Bürgermeister informiert die anwesenden Gemeinderatsmitglieder, dass im Zuge der Ukrai-
nekrise der Caritas das ehemalige Volksschulgebäude zur Unterbringung von ukrainischen 
Flüchtlingen zur Verfügung gestellt wurde. Der Mietvertrag wurde mit GR-Beschluss vom 
17.03.2024 um ein Jahr verlängert.  
 
Nach eingehender Diskussion spricht sich der Gemeinderat dafür aus, dass der laufende Miet-
vertag (bis Mitte 2025) eingehalten werden soll und eine darüberhinausgehende Überlassung 
des ehemaligen Schulgebäudes neu diskutiert werden wird. 
 
 

5. Abänderung des Beschlusses vom 15.03.2024 zur Förderung des Top-Jugendti-
ckets für alle schulpflichtigen Kinder 

 
Der Vorsitzende berichtet, dass die finanzielle Förderung eines Klimatickets durch die Ge-
meinde für Volksschulkinder nicht notwendig wurde, da die Volksschulkinder aufgrund von 
Fahrplanänderungen öffentliche Verkehrsmittel nutzen können, um in die Schule zu gelangen. 
Eine Beförderung durch das BAST ist damit nicht notwendig. Die Förderung des Top-Jugendti-
ckets für alle schulpflichtigen Kinder wurde damals nur deshalb beschlossen, um eine Gleichbe-
handlung aller Schulkinder zu gewährleisten, so der Vorsitzende abschließend in seinem Be-
richt.  
 
Nach eingehender Diskussion wird über Antrag des Bürgermeisters einstimmig (18:0) wie folgt 
beschlossen: 
 

Beschluss 
 
Der Beschluss des Gemeinderates vom 15.03.2024 über die Einführung einer Förderung für ein 
VOR-Topjugendticket für alle schulpflichtigen Schüler*innen unserer Großgemeinde wird aufge-
hoben. In diesem Zusammenhang wird auf den Ankauf (Förderung) von Klimatickets für 
Volkschulkinder durch die Gemeinde ebenfalls verzichtet. 
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6. Änderungen in der Kindebetreuung durch die Novellierung 2024 des Burgenlän-

dischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes: Bericht 
 
Der Bürgermeister berichtet, dass die Novellierung des Burgenländischen Kinderbildungs- und -
betreuungsgesetzes Ende September im Landtag beschlossen werden soll. Durch diese Novel-
lierung ist eine verpflichtende Kinderbetreuung durch die Gemeinde über das ganze Jahr zu ge-
währleisten, auch in den Ferien. Diese Novellierung stellt die Gemeinden besonders im Rah-
men der Personalresurcen vor große Herausforderungen. Aus diesem Grund wird gemeinsam 
mit der Gemeinde Lutzmannsburg an einer gemeindeübergreifenden Kinderbetreuung in den 
Ferien gearbeitet. Gemeinsam mit der Kindergartenabteilung des Landes soll ein Kooperations-
vertrag ausgearbeitet werden, der die Kinderbetreuung in den Ferien ermöglichen soll. Sobald 
dieser Kooperationsvertrag vorliegt, wird dieser dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorzu-
legen sein. 
 
 

7. Ansuchen um Förderung für die Errichtung eines Cafés mit Bäckerei & Lounge: 
Bericht 

 
Der Bürgermeister bringt das im Anschluss angefügte Schreiben den anwesenden Gemeinde-
räten zur Kenntnis. 
In seinem Bericht dazu teilt er den anwesende Gemeinderatsmitgliedern mit, dass bei der GR-
Sitzung 28.12.2023 der Gemeinderat über eine Förderung für dieses Projekt einen Beschluss 
gefasst hat. Angelehnt an die Wohnbauförderung kann für dieses Bauvorhaben  

• eine Förderung für den Neubau € 2.000,--,  
• eine PV-Förderung im Ausmaß von € 100,-- pro kw-peak 
• eine Alternativenergieförderung (entsprechend der Heizungsart) 

beantragt werden.  
Weiters wäre es möglich eine Förderung von 30 %, maximal jedoch in der Höhe von € 3.000,--
für die Befestigung des Parkplatzbereiches (entlang des öffentlichen Weges) zu lukrieren, wenn 
eine öffentliche Benutzung der Parkfläche vor dem Geschäftslokal der Gemeinde ermöglicht 
wird (Servitutsrecht). 
Auch wurde die in der Gemeinde-INFO irrtümlich getätigte Aussage, dass die Fa. Kröpfl Gastro 
GmbH ein Ansuchen um Förderung gestellt hat, richtiggestellt. Der Förderungswerber war Herr 
Christan Kröpfl und nicht die Fa. Kröpfl Gastro GmbH. 
Da der Gemeinderatsbeschluss immer noch aufrecht ist und das Auslösen von Förderungen 
möglich sei, wird seitens des Vorsitzenden keinerlei Notwendigkeit gesehen, auf das Schreiben 
weiter einzugehen. 
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8. Verkauf des Grundstückes Nr. 613/1, KG Unterpullendorf an die OSG – Oberwar-
ter Siedlungsgenossenschaft: Beschlussfassung 

 
GR DI Thomas Schreiner berichtet den anwesenden Gemeinderatsmitgliedern, dass das 
Grundstück 613/1 der OSG verkauft werden soll. Dr. Koller von der OSG hat einen Kaufpreis 
von € 28/m² in Aussicht gestellt. 
Dazu ist seitens der OSG folgendes Mail an die Gemeinde ergangen: 
 

 
 
GR Juranich meldet sich zu Wort und berichtet, dass es Gespräch mit der OSG gegeben hat. 
Im Rahmen dieser Gespräche wurde vereinbart, dass die OSG Pläne und nähere Erläuterun-
gen in Zusammenhang mit energiesparenden und ökologisch sinnvollen Baumaterialien zum 
geplanten Projekt der Gemeinde zur Verfügung stellen wird. Da diese bis zum heutigen Tag 
nicht vorliegen, stellt er den Antrag diesen Tagesordnungspunkt zu vertagen. 
 
Der Bürgermeister bringt den Antrag auf Vertagung dieses Tagesordnungspunktes zur Abstim-
mung. 
 

Der Antrag auf Vertagung dieses Tagesordnungspunktes wird mit elf (11) JA-Stimmen 
[ÖVP-Fraktion, MIT, Marianne BLAZOVICH], drei (3) Stimmenthaltungen [FBL-Fraktion, Bgm. 
Paul FERCSAK] und vier (4) NEIN-Stimmen [Michael FAZEKAS, Manuela FERCSAK, DI 
Thomas SCHREINER, Manfred CSENAR] mehrheitlich angenommen. 
 
 

9. Kündigung des Vertrages mit Cities App: Beschlussfassung 
 
Der Bürgermeister berichtet, dass der Vertrag mit CitiesApp am 24.08.2022 abgeschlossen und 
die Mindestbezugsdauer 3 Jahre beträgt. Somit wäre die frühestmögliche Kündigung des Ver-
trages mit 24.08.2025 bei einer dreißigtägigen Kündigungsfrist möglich. 
 
Dazu stellt der Vorsitzende folgenden Antrag: 

Der Vertrag mit Citiesapp soll zum nächstmöglichen Termin gekündigt werden. 
 
In den Wortmeldungen wird der dringende Handlungsbedarf einer Kündigung zum jetzigen Zeit-
punkt nicht gesehen. Dies deshalb, da der Vertrag ohnehin erst im August 2025 gekündigt 
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werden kann. Weiters sieht man mit einer Kündigung der Citiesapp den gemeindeansässigen 
Vereinen die Möglichkeit entzogen, über dieses Plattform Veranstaltungen, Infos, usw. unter die 
Bevölkerung zu bringen.  
 
Die Abstimmung über den von Bürgermeister formulierte Antrag ergab folgendes Ergebnis: 
 

• Neun (9) JA-Stimmen [SPÖ, FBL, Philip JURANICH],  
• sieben (7) NEIN-Stimmen [ÖVP-Fraktion] und  
• zwei (2) Stimmenthaltungen [Daniel MERSITS, Luka LASSALLE-ZEICHMANN] 

 

Aufgrund fehlender Stimmenmehrheit gilt der Antrag als mehrheitlich abgelehnt. Stimm-
enthaltungen werden als Gegenstimme gewertet (siehe dazu § 42 Abs. 1 Bgld GemO). 
 
 

10. Projekte und Vorhaben im Rahmen der im kommenden Jahr stattfindenden 800-
Jahrfeierlichkeiten: Bericht 

 
Der Bürgermeister berichtet, dass für die 800-Jahrfeier im kommenden Jahr mehrere Veranstal-
tungen und Aktionen geplant sind. Für die Finanzierung wurde über die Gemeinde im Rahmen 
der Volksgruppenförderung um Förderung beim Bundeskanzleramt (BKA) angesucht. Die im 
Rahmen der Feierlichkeiten geplanten Aktionen wurden in einem Kalender zusammengefasst. 
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Die im Rahmen dieser Feierlichkeiten anfallenden Kosten wären von den Ortsteilen Unterpul-
lendorf, Groß- und Kleinmutschen zu tragen. 
 
 

11. Bericht über die Prüfungen der Gemeindegebarung durch den Prüfungsaus-
schuss am 20.06.2024 und 18.09.2024 

 
Der Obmann des Prüfungsausschusses berichtet wie folgt: 
Die vorgelegte Gemeindegebarung wurde geprüft und für in Ordnung befunden. Die Handkassa 
wurde gezählt und für in Ordnung befunden. 
Außenstände werden regelmäßig gemahnt und der Mahnverlauf ist in Ordnung. Bezüglich der 
Festgeld Veranlagung spricht der Prüfungsausschuss folgende mehrheitlich beschlossene 
Empfehlung aus, die Veranlagung hinsichtlich des Ertrags und der gegenüberstehenden Zinsen 
für die variablen Kredite nochmals zu überdenken. 
 
Bei der Prüfung über den Ankauf eines MZF samt Einsichtnahme in den schriftlichen Unterla-
gen wird folgendes festgestellt: 
Der BGM kürzte eigenmächtig und ohne Beschluss die 1/3 Anzahlung für den Ankauf. Der Ver-
trag wurde vom BGM unterschrieben und nicht eingehalten. Die Einsichtnahme in die Korres-
pondenz über die Kürzung wurde dem Ausschuss verwehrt. Dem BGM wurde der §78 Abs4 
BGLD GemO zur Kenntnis gebracht, wonach dem Prüfungsausschuss Einsicht zu gewähren 
ist. 
Der Prüfungsausschuss kommt mehrheitlich zu dem Ergebnis das die Vorgangsweise einer or-
dentlichen Gemeinde Gebarung nicht entspricht. 
Die Frist von 14 Tage zur Beantwortung der Mängel wurde vom BGM (§78 Abs7 BGLD GemO) 
ignoriert. 
Zum Schluss möchte ich, um es mit den Worten eines Gemeinderats zu sagen: „Es wird demo-
kratiepolitisch notwendig sein alle Parteien mit Ämtern oder Posten auszustatten, jedoch ist es 
auch demokratiepolitisch wichtig, dass alle Mandatare ihre Pflichten wahrnehmen.“ 
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Das Prüfungsausschussmitglied Manfred Csenar gibt zu dem Bericht des Prüfungsausschus-
sobmannes eine ergänzende Wortmeldung ab. 
 
 

12. Evaluierung Mittagessensförderung der Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf 
(Antrag ÖVP-Fraktion gem. § 38 Abs. 4 Bgld GemO) 

 
GR Mag. Sandra Heisz bringt den von der ÖVP-Fraktion eingebrachten Antrag den anwesen-
den Gemeinderäten zur Kenntnis und erläutert die Beweggründe dazu. 

 
 
Angesprochen auf die Anzahl jener Eltern, die eine Essensförderung beim Land Burgenland be-
antragt haben, antwortet der leitende Gemeindebeamte, dass nur für zwei Kinder beim Land 
Burgenland um Förderung angesucht wurde.  
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Im Rahmen der Diskussion stellt der Bürgermeister folgenden Abänderungsantrag:  
 

Es gibt seitens des Landes Burgenland eine Unterstützung von Mittagessenbeiträgen für 
Kinder in Kinderbildungs- und Betreuungseinrichtungen sowie Primär- und Mittelschulen 
und Allgemeine Sonderschulen. Um diese Förderung des Landes auch für unsere Kinder 
zu lukrieren, wird an alle Eltern in unseren Bildungseinrichtungen herangetreten einen 
Antrag auf Mittagessenförderung beim Land Burgenland zu stellen. Etwaige Formulare 
oder Vorlagen zum Ansuchen werden an die Eltern verteilt und die unterfertigten Ansu-
chen an das Land Burgenland gesendet. Somit wird der bestmögliche Rahmen der För-
derung durch das Land Burgenland ausgeschöpft. Kosten des Mittagessensbeitrages, 
welche nach Ausschöpfung des Unterstützungsbeitrages des Landes über EURO 4,-- 
betragen, zahlt die Gemeinde Frankenau-Unterpullendorf. Auch für Kinder, die keinen 
Zuschuss des Landes bekommen, wird der Betrag über EURO 4,-- von der Gemeinde 
ergänzt.“ 

 
Der Vorsitzende bringt den Abänderungsantrag zur Abstimmung.  
Dieser wird mit zehn (10) JA-Stimmen [ÖVP-Fraktion, Bgm. Paul FERCSAK, Marianne BLA-
ZOVICH], fünf (5) Nein-Stimmen [Philip JURANICH, Manuela FERCSAK, Michael FAZEKAS, 
Manfred CSENAR, DI Thomas SCHREINER] und drei (3) Stimmenthaltungen [FBL-Fraktion, 
Luka LASSALLE-ZEICHMANN] mehrheitlich angenommen. 
 
Da der Abänderungsantrag eine Mehrheit bekommen hat, ist über den Hauptantrag nicht mehr 
abzustimmen 
 
GR Luka LASSALLE-ZEICHMANN verlässt nach diesem Tagesordnungspunkt die Sitzung. 
 
 

13. Entschädigung für die Ableitung der auf der Landesstraße anfallenden Oberflä-
chenwässer in den Gemeindekanal (Antrag ÖVP-Fraktion gem. § 38 Abs. 4 Bgld GemO) 

 
Gemeinderätin Mag. Julia Krizmanits erläutert den von der ÖVP-Fraktion eingebrachten Antrag 
und informiert die anwesenden Gemeinderäte über die Hintergründe zu diesem Antrag.  
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In der Diskussion wird der leitende Gemeindebeamte darauf angesprochen, welcher Aufwand 
mit der Erhebung der Laufmeter verbunden ist.  
Der leitende Gemeindebeamte verweist auf die Möglichkeiten über die GIS-Koordinationsstelle 
beim Amt der Bgld Landesregierung die Laufmeter erheben zu lassen. Somit wäre der Aufwand 
für die Gemeindeverwaltung überschaubar.  
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Der Vorsitzende erwidert zu diesen Ausführungen, dass nach einer Erkenntnis des Landesver-
waltungsgerichts das Land Burgenland im Begriff ist das Rechtsmittel der außerordentlichen 
Revision einzulegen. Das bedeutet, dass der Instanzenzug noch nicht ausgeschöpft ist und da-
mit noch nicht alle Rechtsfragen abschließend geklärt wurden. Aufgrund dieser nicht geklärten 
Rechtslage ist es zu diesem Zeitpunkt aufgrund des zu erwartenden Mehraufwandes an Admi-
nistration und voraussichtlicher Verfahrenskosten auf Gemeindeebene nicht zielführend einen 
Antrag auf Entschädigung für die Ableitung auf Landesstraßen entstandener Oberflächenwas-
ser zu stellen. 
Daher wird gemäß der geltenden Geschäftsordnung nachstehenden Abänderungsantrag zur 
Abstimmung gestellt:  

„Vor einer etwaigen Antragstellung auf Entschädigung für die Ableitung auf Land-
straßen entstandener Oberflächenwasser soll eine Klärung der Rechtslage durch 
ein Höchstgericht abgewartet werden.“ 

 

Mag. Krizmanits wirft zu dazu ein, dass sich die Gemeinde nichts verbaut, wenn der Antrag 
beim Land Burgenland gestellt wird, unabhängig davon, ob ein Rechtsmittel vom Land noch 
ausgeschöpft werden soll. Sollte das Land Burgenland Recht bekommen, wäre das Ansuchen 
automatisch hinfällig. Sollte das Landesverwaltungsgericht jedoch der außerordentlichen Revi-
sion nicht stattgeben, gilt der Antrag als rechtzeitig eingebracht, vor allem dann, wenn die Lan-
desregierung die derzeit gültige Verordnung zwischenzeitlich zum Nachteil für die Gemeinden 
abändern würde. Diese Meinung wird von GR Juranich ebenfalls unterstützt und gutiert. 
 
Gemäß Geschäftsordnung wird der Abänderungsantrag als Erstes zur Abstimmung gebracht. 
 

Der Abänderungsantrag wird mit acht (8) JA-Stimmen [SPÖ-Fraktion, FBL], acht (8) Nein-
Stimmen (ÖVP-Fraktion] und einer (1) Stimmenthaltung [Philip JURANICH] mehrheitlich ab-
gelehnt. 
Aufgrund fehlender Stimmenmehrheit gilt der Antrag als mehrheitlich abgelehnt. Stimm-
enthaltungen werden als Gegenstimme gewertet (siehe dazu § 42 Abs. 1 Bgld GemO). 
 

Da der Abänderungsantrag keine Mehrheit bekommen hat wird der Hauptantrag vom Vorsit-
zenden zur Abstimmung gebracht. 
 

Der Hauptantrag wird mit neun (9) JA-Stimmen [ÖVP-Fraktion, Philip JURANICH], vier (4) 
Nein-Stimmen [Vinzenz MÖRK, DI Thomas SCHREINER, Manfred CSENAR, Marianne BLA-
ZOVICH] und vier (4) Stimmenthaltungen [Bgm. Paul FERCSAK, Manuela FERCSAK, Mi-
chael FAZEKAS, Johannes FORSICH] mehrheitlich angenommen. 
 
 

14. Allfälliges 
 
Der Bürgermeister berichtet: 

o Die einbezahlte Stammeinlage für den Businesspark Mittelburgenland soll der Ge-
meinde zurückbezahlt werden. Das Abtretungsangebot wird in der nächsten GR-
Sitzung zur Beschlussfassung anstehen. 

o Die OSG hat das angefragt, ob die zwei Beleuchtungskörper auf der Privatstraße 
über die allgemeine Straßenbeleuchtung versorgt werden dürfen. In der Diskus-
sion wird dies gutiert. 
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o Die Gemeindehomepage ist fertig und wurde online gestellt 
o Die Fa. Hagleitner tauscht alle Spender kostenlos aus. Damit wird für alle Gemein-

deobjekte ein einheitliches System gelten. 
o Im Thermenpark wird der Halloween Themenpark vom 19.10 bis 03.11.2024 wie-

der eingerichtet. Die Gemeinde wird sich so wie im letzten Jahr an den Kosten be-
teiligen (ca. € 900,--). Damit ist eine Gratisbenützung durch die Gemeindebürger 
möglich. 

o Das Kanalprojekt Unterpullendorf ist bei der Aufsichtsbehörde eingereicht werden 
und soll demnächst wasserrechtlich genehmigt werden. 

o Ein Kaufinteressent für ein Grundstück in der Miloradic-Siedlung hat sich in der 
Gemeinde gemeldet. Der Ortsausschuss wird sich mit dieser Anfrage beschäfti-
gen. 

o Der Kindertransport in den Kindergarten und in die Volksschule wurde neu gere-
gelt. Kindergartenkinder werden von der Gemeinde nicht mehr transportiert. Der 
Schultransport wird in der Früh und am Abend mit öffentlichen Verkehrsmitteln 
durchgeführt, zu Mittag wird eine Fahrt von der Gemeinde organisiert. 

o In der Kinderkrippe war es im Sommer sehr warm. Es soll ausgelotet werden, ob 
eine Klimaanlage Sinn macht. 

o Die Wärmepumpe für das Gemeindehaus in Frankenau wurde installiert. Die PV-
Anlagen im Campus und im Gemeindehaus Frankenau sollen Mitte Oktober er-
richtet werden. 

o Für die Wohnung im Gemeindehaus in Frankenau gibt es keine Bewerbungen. 
Die Miete mit den Betriebskosten scheint Bewerber abzuschrecken. 

o Der Chor Unterpullendorf hat um eine Förderung für ein Klavier angesucht und 
wollte diese noch im Jahr 2024 ausbezahlt bekommen. Es wurde auf die be-
schlossenen Richtlinien für die Vereinsförderung hingewiesen. 

 
GR Mörk fragt nach, was es mit dem Sportplatz bei der Kirche in Kleinmutschen auf sich hat. 
Der leitende Gemeindebeamte erwidert dazu, dass dieser „Spielplatz“ von der Gemeinde ange-
pachtet ist und als Außenanlage der Volksschule dient. Weiters machte der leitende Gemeinde-
beamte GR Mörk darauf aufmerksam, dass dieser Spielplatz nicht Abstellfläche für landwirt-
schaftliche Geräte seines Neffen dienen darf. Er als Ortsvorsteher sollte dafür sorgen, dass die-
ser Spielplatz nicht zweckentfremdet wird.  
 
Der Bürgermeister gibt bekannt, dass die nächste Gemeinderatssitzung voraussichtlich in der 
KW 52 stattfinden soll. 
 
Nach Erschöpfung der Tagesordnung dankt der Vorsitzende den Gemeinderäten/Innen für ihr 
Erscheinen und schließt um 21:45 Uhr die Sitzung des Gemeinderates. 
 

V.g.g. 
 
 
   

Bürgermeister:  Protokollmitfertiger: 
Paul FERCSAK  Mag. Sandra HEISZ 

   
 
 
   

Schriftführer:  Protokollmitfertiger: 
GAR DI Erich FAZEKAS  Marianne BLAZOVICH 
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